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• Sozialpolitisches Handeln ist in Deutschland durch starke institutionelle Fragmen-

tierungen gekennzeichnet. Diese sind in allen Handlungsfeldern des deutschen 

Sozialstaats anzutreffen. 

• Es besteht eine Vielzahl an Leistungssystemen, die überwiegend nach dem Kau-

salprinzip organisiert sind. Darin überschneiden sich institutionelle Zuständigkei-

ten, Zuständigkeitswechsel laufen unkoordiniert ab. Das Ergebnis sind häufig be-

darfsunangemessene Bearbeitungen sozialer Risikosituationen. 

• Verstärkter Handlungsbedarf für Politik und Verwaltung besteht vor allem in der 

Betrachtung und Veränderungen der zum Teil sehr aufwändigen Verwaltungspro-

zesse, die sowohl die Adressat*innen von sozialpolitischen Maßnahmen als auch 

die Verwaltung selbst belasten.  
 

EINLEITUNG: THEMATISIERUNG  
VON FRAGMENTIERUNG IM  
DEUTSCHEN SOZIALSTAAT 

Das heutige System der Sozialleistungen in Deutsch-

land ist das Ergebnis einer über 100-jährigen Entwick-

lung, in deren Folge eine Vielzahl von Leistungsträgern 

und institutionellen Zuständigkeiten entstanden ist. Im 

Zuge weiterer rechtlicher Ausdifferenzierungsprozesse 

ist in Deutschland ein komplexes Sozialverwaltungs-

system mit vielfältigen Verflechtungsstrukturen und 

Schnittstellen und fast unabsehbaren Fallkonstellatio-

nen entstanden. Der vorliegende DIFIS-Impuls unter-

sucht, inwieweit Fragmentierungen und Schnittstellen-

probleme in den verschiedenen Handlungsfeldern des 

deutschen Sozialstaats auftreten und welche Empfeh-

lungen sich aus den Forschungsergebnissen für Politik 

und Verwaltung ergeben. Die Ergebnisse der Literatur-

studie (siehe die ausführlichere DIFIS-Studie) zeigen, 

dass Fragmentierungen in allen untersuchten sozialpo-

litischen Handlungsbereichen in Deutschland zu be-

obachten sind. 
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Fragmentierung und damit verbundene Schnittstellen-

probleme können als eine übergreifende Problemstel-

lung staatlicher Sozialpolitik angesehen werden. In der 

ausführlichen Studie sind die wichtigsten sozialpoliti-

schen Handlungsfelder mit Blick auf die jeweils betei-

ligten Sozialsysteme, die vorzufindenden systemati-

schen Schnittstellenprobleme sowie diskutierte Opti-

mierungsansätze zusammenfassend dargestellt. 

Mit „Fragmentierung“ wird eine institutionelle Be-

arbeitung eines sozialpolitischen Risikos durch meh-

rere Akteur*innen bezeichnet. Zahlreiche Studien be-

leuchten die „Fragmentierung“ und „Komplexität“ des 

deutschen Sozialstaatssystems auf einer eher allge-

meinen Ebene. Für die Fragmentierung werden unter-

schiedliche Faktoren verantwortlich gemacht wie inkre-

mentelle Politikgestaltung, das Suchen nach 

Rechtssicherheit, Mechanismen der Leistungsgewäh-

rung (Vorrang-Nachrang Regeln, einzelfallorientierte 

und -finanzierte Unterstützung) sowie unterschiedliche 

Logiken innerhalb von Institutionen (z.B. „Rehabilitati-

onsideal“, „sozialarbeiterische Logik“, Schutz- und Ein-

griffslogiken).1 Zwischen den Akteur*innen kann es 

dann zu erheblichen Reibungsverlusten und daraus re-

sultierenden Defiziten in der Problembearbeitung ins-

besondere für den Adressatenkreis kommen.  

Während Schnittstellenprobleme oft auf die Ver-

flechtungsstruktur zurückzuführen sind, deutet der For-

schungsstand auch immer wieder auf Probleme in der 

Schnittstellenbearbeitung selbst, also der Interaktion 

zwischen den Institutionen und Professionen, hin. In 

der Literatur finden sich unterschiedliche Verständ-

nisse von Fragmentierungen. Zum einen (und mehr-

heitlich) werden hierunter Schnittstellen zwischen den 

Rechtskreisen bzw. zwischen Sozialverwaltungen und 

angrenzenden Verwaltungssystemen wie Ausländer-

ämter oder Schulen (interorganisationale Verflechtung) 

angesehen, die defizitär bearbeitet werden.2 Als 

„Schnittstellen“ werden die Nahtstellen zwischen den 

zuständigen Institutionen bezeichnet. In einer Erweite-

rung dessen rücken zudem die „Versäulungen“ inner-

halb der Angebotsstrukturen von freier Wohlfahrts-

pflege und Gesundheitsversorgung in den Blick, die ein 

Ergebnis einer einzelfallorientierten und -finanzierten 

Unterstützung im sozialrechtlichen Dreieck sind. Da-

von zu unterscheiden ist zum anderen ein Fokus auf 

die Verflechtung von Disziplinen und Handlungslogiken 

z.B. in Form von sensibler Fallbearbeitung, aber ohne 

organisationale Verflechtung (interprofessionale Ver-

flechtung).3 

Doch auch wenn die Literatur diese Formen der 

Verflechtung zumeist als Problemstellung identifiziert, 

können beide Verflechtungsformen nicht per se als de-

fizitär angesehen werden. Verwaltungsverflechtungen 

und Schnittstellen sind der Normalfall in einem födera-

len und ausdifferenzierten Staat. Gleichwohl können 

insbesondere viele und schlecht bis gar nicht koordi-

nierte Schnittstellen in bestimmten Situationen zu 

„Schnittstellenproblemen“ führen. Die Folge sind Voll-

zugs- und Koordinationsprobleme (aufwändig, kompli-

ziert, langsam, kostenintensiv) sowie ein hoher Büro-

kratieaufwand für Bürger*innen und Verwaltungen 

(komplizierte Anträge, Nachweispflichten, Gegenrech-

nungen, unklare Zuständigkeiten, geringe Inanspruch-

nahme von Leistungen wie Bildung und Teilhabe sowie 

Kinderzuschlag). 

MASSNAHMEN ZUR ÜBERWIN-
DUNG VON FRAGMENTIERUNGEN 

Um Fragmentierungen zu begegnen, werden vielfach 

Gesetzesänderungen mit dem Ziel der Zuständigkeits-

veränderung von der Forschung eingefordert, die aber 

eher selten realisiert werden. Zuletzt gab es Verände-

rungen im Kinderschutz (mehr Informationsweiter-

gabe), der Jugendhilfe (Ausbau der Kooperation, Ein-

mischungsrecht in kommunale Planungsprozesse), in 

der Altenpolitik (Einführung Pflegestützpunkte, Stär-

kung der Kommunen) und Rehabilitation (verstärkte 

Abstimmung der Rehabilitationsträger) oder auch in 

den sozialen Diensten der Justiz (zunehmend organi-

sationale Zusammenfassung der Dienste). Außerdem 

wird Koordination der Vollzugsebenen oft auf Projekt-

basis vorangetrieben (siehe Rehapro, Jugendberufs-

agenturen usw.). Insofern sind prinzipiell durchaus 

Lernprozesse beobachtbar. Bisher gescheitert ist die 

geplante Zusammenführung verschiedener Systeme 

im Bereich der Kindergrundsicherung. Dringender ge-

setzlicher Handlungsbedarf wird auch in der Zuständig-

keitsverteilung für Kinder und Jugendliche mit Behin-

derungen formuliert.  

Vorgeschlagen werden bei Zuständigkeitsverän-

derungen Eingriffe größerer und kleinerer Art, die ge-

setzliche Reformen benötigen:  

 

• Reform der unterschiedlichen Sozialleistungen mit 

dem Ziel einer Reduktion von Schnittstellen, von 

Vorrangprüfungen und Zuständigkeitstransitionen 

(Idee der Kindergrundsicherung), Vermeidung von 

Rechtskreiswechseln (z.B. AsylbLG / SGB II), 

• Reduzierung der Anrechnungsverhältnisse auf ein 

Minimum, 
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• die Pauschalierung von Regelfällen und Individuali-

sierung von Einzelfällen, 

• Perspektivisch: Eindeutige Zuordnung von Sozial-

leistungen zum alltäglichen Bedarf für Volljährige, 

alltäglichen Bedarf für Minderjährige und Haus-

haltsbedarf,4 Gesamtzuständigkeit der Kinder- und 

Jugendhilfe sowie 

• die Vereinfachung des Sozialdatenschutzes. 

Bisher gibt es mit Ausnahme der Kindergrundsiche-

rung aber wenig Bemühungen auf politischer und mi-

nisterialer Ebene, solche Reformmaßnahmen auch an-

zugehen. In der Regel sind Zuständigkeitsreformen im 

Bundesstaat schwierig, da diesen oft organisatorische 

Eigeninteressen, etwa in der Abwehr eines drohenden 

Verlusts von Zuständigkeiten, entgegenstehen. Zudem 

sind Zuständigkeitsveränderungen zwischen den Ver-

waltungsebenen oftmals komplexe Aushandlungspro-

zesse. Selbst die weicheren „Optimierungsoptionen“ 

wie Harmonisierungen und Standardisierungen (z.B. 

von IT-Schnittstellen) sowie die Steuerung über För-

derprogramme erfordern umfangreiche Abstimmungs-

prozesse im Bundesstaat. Denn in diesen Fällen, wo 

die Verflechtungsorganisation reformiert werden soll, 

bewegen wir uns vom Feld des Verwaltungsvollzugs in 

jenes der Politikformulierung, die ihrer eigenen Logik 

unterliegt. 

Jenseits von Zuständigkeitsveränderungen geht 

es vor allem um die Optimierung der Interaktion durch 

den Aufbau unterschiedlichster Koordinationsmecha-

nismen und anderer Maßnahmen. Die Literaturanalyse 

hebt dabei vor allem die Bedeutung von Bündelungs-

maßnahmen hervor. Die Bündelung umfasst einerseits 

organisatorische und teils auch räumliche Zusammen-

fassungen wie die Jugendberufsagenturen, gemein-

same Fallkonferenzen und gemeinsame Hilfepläne so-

wie verschiedene Ansätze von „One-Stop Shops“ wie 

etwa die Pflegestützpunkte und Lotsensysteme. Be-

sonders im Fokus der Diskussion steht aber zumeist 

das Case Management (CM) als eine Methode der 

ganzheitlich-übergreifenden individuellen Fallbearbei-

tung. Darüber hinaus werden Konzepte wie die „Sozi-

alraumorientierung“, „Präventionsketten“ sowie die 

Steuerung von Angeboten von freier Wohlfahrtspflege 

vorgeschlagen.  

Allgemein ist festzuhalten, dass die verschiede-

nen Kooperationsinstrumente, die schon gesetzlich 

verankert sind, wie etwa Hilfeplanverfahren, bislang 

nur wenig systematisch beforscht und evaluiert wer-

den. Wesentliche Fragen zur wirksamen Implementa-

tion dieser Instrumente auf der operativen Ebene wie 

auch die Frage nach einer ressourcenschonenden Ge-

staltung werden bislang nicht beantwortet.  

MÖGLICHKEITEN DER PRAXIS-
VERBESSERUNG 

Wenn Fragmentierung und damit verbundene Schnitt-

stellenprobleme ein übergreifendes Merkmal staatli-

cher Sozialpolitik sind, dann stellt sich die Frage, wie 

diesen begegnet werden kann. Zuständigkeitsverände-

rungen im Bundesstaat sind, wie oben dargestellt, 

schwer umzusetzen, stattdessen dominieren als Prob-

lemlösungsstrategien verschiedene Versuche, die Ko-

ordination zwischen den beteiligten Verwaltungen zu 

verbessern oder den Adressaten beim Umgang mit 

Schnittstellen zu helfen (CM, Lotsen).  

Wenig beachtet in Politik und Verwaltungspraxis 

sind jedoch die bisherigen Verwaltungsverfahren und 

die mit Ihnen verbundenen Bürokratiekosten. Es gibt 

z.B. begründete Hinweise, dass bis zur Hälfte der Ar-

beitszeit von Leistungssachbearbeitenden in Jobcen-

tern damit verbracht wird, komplexe Anrechnungen 

zwischen unterschiedlichen Einkünften und Sozialleis-

tungen vorzunehmen sowie die damit einhergehenden 

Nachweise zu überprüfen, ohne dass dies wesentliche 

Konsequenzen für die Leistungshöhe hat. Ähnliches 

gilt für andere Sozialleistungen mit Anrechnungspflich-

ten und Nachweisbürokratie. Die Kosten dieses Ver-

waltungsaufwandes sind ungleich höher als mögliche 

Einspareffekte in den Leistungen selbst. Verständli-

chere Antragsformulare, Vermeidung unnötiger Nach-

weispflichten, stärkere Pauschalierungen, Reduzierun-

gen von Vorrang-Nachrang Regeln und eine bessere 

Verzahnung insbesondere der unterschiedlichen 

Grundsicherungsleistungen bergen enorme, bisher 

nicht angemessen berücksichtigte Effizienzpotentiale 

für Verwaltungen. Zudem würden sie die Bürgerfreund-

lichkeit des Sozialstaates nachhaltig verbessern. Dies 

könnte letztlich auch dazu führen, dass die Ressour-

cen, die im Moment zur Koordinierung der Koordina-

tion5 (CM, Lotsendienste) aufgewendet werden, ver-

mehrt für die eigentliche soziale Aufgabe eingesetzt 

werden könnten.  

Forschung, Politik und Verwaltung sollten künftig 

stärker auf dieser Ebene der Verfahren und konkreten 

Verwaltungsprozesse ansetzen. Im Prozessblick sollte 

aber auch die Sicht der Leistungsadressat*innen stär-

ker in den Fokus rücken, deren Perspektive wenig auf-

genommen wird. Der Blick auf die Wahrnehmung der  
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Behördeninteraktion durch die Bürger*innen hinsicht-

lich der Inanspruchnahme von Sozialleistungen ist 

deutlich unterentwickelt. 

Angesichts der vielfältigen Überschneidungen 

von Leistungen im Bereich der Grundsicherungssys-

teme wäre es zudem ein lohnenswertes Ziel, Möglich-

keiten und Grenzen der Zusammenlegung von Grund-

sicherungssystemen (Sozialhilfe, Bürgergeld, Wohn-

geld, Eingliederungshilfe, Kinder- und Jugendhilfe, BA-

föG, Wohngeld, Unterhaltsvorschuss, Kindergeld, El-

terngeld) näher zu betrachten.6 Dabei sollten die Erfah-

rungen beim gescheiterten Versuch der Einrichtung 

einer Kindergrundsicherung ausgewertet werden. Dies 

erfordert allerdings ein stärker interdisziplinäres Vorge-

hen, bei dem in diesem Fall verwaltungswissenschaft-

liche und juristische Kenntnisse integriert werden 

müssten.
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